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ANZEIGE zur DISKRIMINIERUNG des JUGENDAMTES der Stadt Augsburg

Halderstr. 23, 86150 Augsburg, Telefon: 0821 324 2800, Email: kinder-jugend-familie@augsburg.de

REDE

einer 16 - Jahrigen vor den Vereinten Nationen:

,, In der Schule, ja selbst im Kindergarten,
bringt Ihr uns bei,
wie wir uns in der Welt verhalten sollen.
Ihr lehrt uns:

Nicht mit anderen zu kampfen,
gemeinsame Ldsungen zu finden,
andere zu respektieren,
unseren Miill wegzurdumen,
andere Lebewesen nicht zu verletzen,
Zu teilen — nicht gierig zu sein.

Warum um alles in der Welt,
tut Ihr dann genau diese Dinge,
die Ihr uns lehrt, nicht zu tun? *

Severin Suzuki
1992 vor der UN
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AN
Antidiskriminierungsstelle Martin Schenkelberg
des Bundes Referat 3/ Soziales, Familie, Pflege, Generationen und Inklusion
GlinkastraRe 24 . 10117 Berlin Blrgermeister-Fischer-Str. 11, 86150 Augsburg
beratung@ads.bund.de sozialreferat@augsburg.de

Nach Recht auf Beschwerde gemafB 8 13 AGG

ANZEIGE von
DISKRIMINIERUNG

Das Diskriminierungsverbot, auch Benachteiligungsverbot, untersagt, Menschen wegen bestimmter Merkmale oder
Tatsachen ungleich zu behandeln, wenn dies zu einer Diskriminierung, also einer Benachteiligung oder
Herabwiirdigung einzelner fiihrt, ohne dass es dafiir eine sachliche Rechtfertigung gibt. Insbesondere diirfen
weder... Religion, politische oder sonstige Anschauung, nationale oder soziale Herkunft, Zugehdrigkeit zu einer
nationalen Minderheit, ...noch der sonstige Status als Unterscheidungsmerkmale herangezogen werden.

ANZEIGE von SCHIKANE nach BGB § 226 Schikaneverbot

.Die Ausibung eines Rechts ist unzuléssig, wenn sie nur den Zweck haben kann,
einem anderen Schaden zuzuftigen.”

in meinem bisher positiven Arbeitsverhaltnis mit dem Arbeitgeber:

) 9.9,9.9,9,.0,:9.9.9.9,:9.:9.0,0,9.9.9.9.9.9,0,9.0.9.9.9.9.0,0.0.90.9.9.0.4
Stadtberger StraRe XX / 86157 Augsburg
ST 19.9,9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.9.4

EINSATZORT : Als Schulbegleitung / Mittelschule Firnhaberau

DISKRIMINIERUNG / SCHIKANE

ausgehend von:

Bezeichnung Jugendamt, Stadt Augsburg / Amt fir Kinder, Jugend und Familie
Leiter: Herr Herz

Kontakt Halderstr. 23 / 86150 Augsburg / Telefon: 0821 324 2800
Email: kinder-jugend-familie@augsburg.de
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1. Beschreibung der Diskriminierung
Punkte Beschreibung / Mittelschule Firnhaberau
1.1 | ZEITPUNKT Erste Diskriminierung 2018 wegen Meinungsausserung auf meiner
Homepage, Verweigerung des Jugendamtes von weiteren
BEGINN .. . . .,
Kostenuibernahme unter meiner Arbeit (wurde zuriickgenommen)
der Diskriminierung Aktuelle zweite Diskriminierung seit Juni 2021.
1.2 | VERANTWORTLICHE | Erste Diskriminierung laut mindlicher Mitteilung meines Arbeitgebers:
BETEILIGTE Mitarbeiter XXXXXXXXXXXXXX
Herr Gruber (Mitarbeiter) | Vorgesetzter (Leiter): Herr Herz
1.3 | BESCHREIBUNG Das Jugendamt Augsburg aussert willkiirlich ohne
KERNPUNKT arbeitsrechtliche Vorwiirfe oder sachliche Begriindung,
PP dass keine Kosteniibernahme unter der Schulbegleitung
des Diskriminierun ) . i
9| Z NoXXXX RiXXXX - mehr iibernommen wird.
1.4 | ZUSAMMENHANG Das Arbeitsverhalten war vor und bis zum Beginn der Diskriminierung
der Diskriminierung durchweg positiv ohne jegliche negativen Vorkommnisse, ohne
mit dem Ermahnungen / Abmahnungen seitens des Arbeitgebers oder des
Arbeitsverhalten Einsatzortes, der Mittelschule Firnhaberau, Augsburg, siehe S. 10 - 12.
1.5 | VERMUTUNGEN Telefonisch wurde mir seitens meines Arbeitgebers wiedergegeben,
auf Griinde / das Vorwiurfe seitens meiner Veréffentlichungen auf meiner Profilseite
Ursachen — NoXXXX RiXXX - auf ,Facebook" vorgebracht wurden:
der Diskriminierung 1) Meine Verdéffentlichung von ,Die Basis-Partei*
(https://diebasis-partei.de, ist eine legitim - zugelassene Partei!)
2) Mundliche Aussage: ,Ich habe Religion kritisiert"
Meine Vermutungen: | Aufgrund des politischen Mobbings gegen mich in der Vergangenheit
erfolgt jetzt eine subjektive negative ,Etikettierung” und negative
Behandlung meiner Person durch fehlende Sozial -und
Toleranzkompetenz, fehlendes Demokratieverstandnis, Willkiirliche
Verweigerung der Anerkennung meiner Grundrechte und freiheitlich -
demokratischen Rechtsgrundsétzen in Bezug auf freie Anschauungen,
siehe unter Punkt 2, Seite 4 — 5 (2.1 — 2.2).
1.6 | MASSNAHMEN Mein Arbeitgeber hat sich vorbildlich mit einem enormen
, . Arbeitsaufwand in der ersten (2018) wie auch in der zweiten
Arbeitgeb L . .
IR AT Diskriminierung (2021) sehr fir mich eingesetzt und hat mehrere Male
zur Diskriminierung auf dem Jugendamt positiv fir mich vorgesprochen und positiv belegt,
dass ich sehr gute Arbeit ohne jegliche Vorkommnisse leiste.
1.7 | WEITERES Das Jugendamt lehnte trotzdem eine weitere Beschiftigung
VERHALTEN des trotz meiner durchweg positiven beruflichen Reputation
DISKRIMINIERERS und aktuell sehr guten Arbeit weiterhin ab.

Persénliche Gesprédche mit mir oder einer schriftlichen Stellungsnahme wurden
nicht gewdinscht, um mich zu Vorwitirfen direkt und persénlich zu dussern.
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Biirgerliches Gesetzbuch
BGB § 823
Schadensersatzpflicht

(1) Wer vorsatzlich oder
fahrlassig das Leben, den
Korper, die Gesundheit, die
Freiheit, das Eigentum oder
ein sonstiges Recht eines
anderen widerrechtlich
verletzt, ist dem anderen
zum Ersatz des daraus
entstehenden Schadens
verpflichtet.

BGB § 826 Sittenwidrige
vorsitzliche Schadigung
(1) Wer in einer gegen die
guten Sitten verstolRenden
Weise einem anderen
vorsatzlich Schaden zufugt,
ist dem anderen zum Ersatz
des Schadens verpflichtet.

1.8 | ENTSCHEIDUNGEN | Kindigung von seitens meines Arbeitgebers, der in der Abhéngigkeit

VERLAUF des Kostentragers / Jugendamt Augsburg steht (mindliche Aussage:
) ~Sonst besteht die Mdglichkeit, dass wir vermutlich keine Auftrége /
Wie endete Kosteniibernahmen mehr bekommen und geschéftsschédigend ist.)
der Konflikt? Dann Zuriickziehung der Kiindigung mit Angebot, im Erwachsenen-
bereich weiterhin arbeiten zu diirfen. Warum aber dort méglich?

1.9 | KONKRETE a) Finanzieller Schadenersatz der Verantwortlichen
FORDERUNGEN persodnlich oder vom Jugendamt aufgrund der
MEINERSEITS: e Schadigung und Stérung meines bisher positiven

Arbeitsverhéltnisses ohne jegliche negative Vorkommnisse
e Schadigung meiner beruflichen positiven Reputation

e Schadigung und Beeintrachtigung meiner seelischen
Gesundheit - Zunahme verminderter Lebensqualitat

e Enormer Arbeitsaufwand durch verfasste Schreiben,
personliche Gesprache, Telefongesprache mit meinem
Arbeitgeber, Anfragen bei Fachstellen, Befassen und Lesen
von Gesetzen, Texten zu dieser willkiirlichen Diskriminierung

e VerstoRe gegen meine Grundrechte, meiner Rechtstellung in
Form von Diskriminierung und Schikane (BGB § 226)

b) Wiederherstellung meines bisher positiven Arbeitsverhaltnisses in
der Schule, da keinerlei arbeitsrechtlichen Beanstandungen vor-
liegen, die Mutter und Schule meines neuen Klientenkindes
eindeutig beschrieben haben, dass ich als Mann, meiner Arbeits-
erfahrung und sehr guten Vorgehensweise die richtige Betreuungs-
person fir das Schuljahr 2021 / 2022 bin.

Dies interessierte das Jugendamt ebenfalls nicht.
Geht es um die Belange des Kindes oder personlicher ,Willen*?

c) Unterlassung von weiteren Diskriminierungen in der
Zukunft mit schriftlicher Bestatigung des Jugendamtes!

BEWEISE Meine positive Reputation, siehe Anlagen, Punkt 5, Seite 8 - 21
Vorgesetzte Frau W-XXXXXXX (Geschéftsfiihrerin)
Ansprechpartner Frau M-XXXXXX(Leitung und Koordination Schulassistenz)

HINWEISE der VERSTOSSE auf GESETZGEBUNGEN

Verdacht auf VerstoR gegen das

ALLGEMEINE GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ (AGG)

81 Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Grunden... der Religion oder
Weltanschauung, ...zu verhindern oder zu beseitigen.

§13 Beschwerderecht
(1) Die Beschéftigten haben das Recht, sich bei den zustandigen Stellen des Betriebs,

des Unternehmens oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich im Zusammen-
hang mit ihrem Beschéftigungsverhaltnis vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen
Beschaftigten oder Dritten wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt fihlen.
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Die Beschwerde ist zu prufen und das Ergebnis der oder dem beschwerdefihrenden
Beschaftigten mitzuteilen.

§ 22 Beweislast

Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Benachteiligung wegen
eines in 8 1 genannten Grundes vermuten lassen, tragt die andere Partei die
Beweislast dafiir, dass kein Verstol3 gegen die Bestimmungen zum Schutz von
Benachteiligung vorgelegen hat.

2.2 Verdacht auf Versto gegen die
GRUNDRECHTE nach GRUNDGESETZ (GG):

Art.l (1) Die Wiirde des Menschen ist unantastbar.
Sie zu achten und zu schiitzen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewallt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darumzu unverletzlichen und
unverduBerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen
Gemeinschaft, des Friedensund der Gerechtigkeit inder Wel.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Art.2 (1) Jeder hatdas Recht auf die freie Entfaltung seiner Persénlichkeit, soweit er
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsméfiige
Ordnung oder das Sittengesetz verstoft.

Art.3 (1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(3) Niemand darf wegen ... seines Glaubens, seiner religibsen oder
politischen Anschauungen benachteiligt oderbevorzugt werden.

Art.4 (1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiosen und
weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.

Art5 (1) Jeder hatdas Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu
duBern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugénglichen Quellen
ungehindert zu unterrichten. Eine Zensur findet nicht statt.

2.3 Verdacht auf Verstof3 gegen
STRAFRECHT nach STRAFGESETZBUCH, StGB:

2.3.1 Strafgesetzbuch (StGB), Strafverdacht , Taterschaft”

§25 (1) Als Téter wird bestraft, wer die Straftat selbst oder durch einen
anderen begeht.

(2) Begehen mehrere die Straftat gemeinschatftlich, so wird jeder als Téter
bestraft (Mittéter).

8§27 (1) Als Gehilfe wird bestraft, wer vorsétzlich einem anderen zu dessen
vorsétzlich begangener rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat.
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2.3.2 Strafgesetzbuch (StGB), Strafverdacht , Nétigung“

§ 240 (1)

)

()
(4)

Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit
einem empfindlichen Ubel zu einer Handlung, Duldung oder
Unterlassung nétigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe bestratt.

Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die
Androhung des Ubels zu dem angestrebten Zweck als verwerflich
anzusehen ist.

Der Versuch ist strafbar.

In besonders schweren Féllen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fiinf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der
Regel vor, wenn der Téter

2. seine Befugnisse oder seine Stellung
als Amtstrdger mif3braucht.

2.3.3 Strafgesetzbuch (StGB), Strafverdacht ,,Politische Verdachtigung*

§ 241a (1)

(2)

()
(4)

Wer einen anderen durch eine Anzeige oder eine Verdachtigung der
Gefahr aussetzt, aus politischen Griinden verfolgt zu werden und
hierbei im Widerspruch zu rechtsstaatlichen Grundsétzen durch
Gewalt- oder WillkiirmalBnahmen Schaden an Leib oder Leben zu
erleiden, der Freiheit beraubt oder in seiner beruflichen oder
wirtschatftlichen Stellung empfindlich beeintréachtigt zu werden, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder mit Geldstrafe bestratft.

Ebenso wird bestraft, wer eine Mitteilung Uiber einen anderen macht oder
tibermittelt und ihn dadurch der in Absatz 1 bezeichneten Gefahr einer
politischen Verfolgung aussetzt.

Der Versuch ist strafbar.

Wird in der Anzeige, Verdachtigung oder Mitteilung gegen den anderen
eine unwahre Behauptung aufgestellt oder ist die Tat in der Absicht
begangen, eine der in Absatz 1 bezeichneten Folgen herbeizufiihren,
oder liegt sonst ein besonders schwerer Fall vor, so kann auf
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren erkannt werden.

2.3.4 Strafgesetzbuch (StGB), Strafverdacht ,,MiBbrauch der Amtsgewalt*

§302 (1)

(2

Ein Beamter, der mit dem Vorsatz, dadurch einen anderen an seinen
Rechten zu sch&digen, seine Befugnis, im Namen des Bundes, eines
Landes, eines Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder einer
anderen Person des 6ffentlichen Rechtes als deren Organ in
Vollziehung der Gesetze Amtsgeschéfte vorzunehmen, wissentlich
milbraucht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu flinf
Jahren zu bestrafen.

Wer die Tat bei der Fliihrung eines Amtsgeschéfts mit einer fremden
Macht oder einer lber - oder zwischenstaatlichen Einrichtung begeht,
ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.
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2.4 Verdacht auf VerstoR der
EUROPAISCHEN MENSCHENRECHTSKONVENTION - Diskriminierungsverbot

Art. 14 Der GenuR3 der in dieser Konvention anerkannten Rechte und Freiheiten ist

ohne Diskriminierung insbesondere wegen..., der Religion, der politischen
Protokoll oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der
Nr.12, Zugehdrigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermégens, der Geburt
Art. 1 oder eines sonstigen Status zu gewébhrleisten.

Aus ,Handbuch zum europdéischen Antidiskriminierungsrecht",
S. 135 his S. 136:

In einer Reihe von Rechtssachen im Zusammenhang mit dem materiellen Recht
auf Freiheit der Religion und Weltanschauung nach Mal3gabe der EMRK hat der
EGMR klargestellt, dass der Staat nicht vorschreiben darf, was eine Religion oder
Weltanschauung darstellt. Dieses Recht schiitze auch ,Atheisten, Agnostiker,
Skeptiker sowie Gleichglltige” und somit all jene, die sich daftir oder dagegen
entscheiden, ,einer Religion oder Weltanschauung anzuhdngen und eine

Religion zu praktizieren”. Diese Rechtssachen verdeutlichen auch, dass Religion
oder Weltanschauung im Wesentlichen persénlich und subjektiv sind und nicht
zwangslaufig mit einem institutionell verankerten Glauben in Zusammenhang
stehen missen.

2.5 Verdacht auf VerstoR gegen das
VOLKERSTRAFGESETZBUCH (VstGB) - Verbrechen gegen die Menschlichkeit

87 (1) Wer im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen
eine Zivilbevélkerung

10. eine identifizierbare Gruppe oder Gemeinschaft verfolgt, indem er ihr
aus politischen, rassistischen, nationalen, ethnischen, kulturellen oder
religiésen Griinden, aus Griinden des Geschlechts oder aus anderen
nach den allgemeinen Regeln des Vélkerrechts als unzuléssig
anerkannten Griinden grundlegende Menschenrechte entzieht oder
diese wesentlich einschrénkt.

2.6 Verdacht auf VerstoR gegen den
Internationalen Pakt liber biirgerliche und politische Rechte

Das Recht auf Freiheit der Religion und der Weltanschauung ist auch in Artikel 18 des
Internationalen Pakts (iber biirgerliche und politische Rechte als eigenstidndiges Recht
verankert (dem alle Mitgliedstaaten der Europ&ischen Union und des Europarats
beigetreten sind).

Vgl. Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen, General Comment No. 22:
Article 18 (Freedom of thought, conscience or religion)
Allgemeine Bemerkung Nr. 22: Artikel 18 (Gedanken-, Gewissens -und Religionsfreiheit)

Der Internationale Pakt (iber biirgerliche und politische Rechte (International Covenant on
Civil and Political Rights, ICCPR, Zivilpakt) trat am 23.Mé&rz 1976 vélkerrechtlich in Kraft.
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Der Zivilpakt beinhaltet Schutz- und Freiheitsrechte, ...das Recht auf Schutz des Privatlebens,
das Recht auf freie Meinungséuf3erung, das Recht auf Religionsfreiheit...

Der Pakt schtzt die Rechte von Minderheiten und formuliert ein allgemeines
Diskriminierungsverbot. Der Zivilpakt wird ergénzt durch zwei Fakultativprotokolle.
Das erste Fakultativprotokoll regelt ein Recht auf Individualbeschwerde.

3. STRAFVERFOLGUNG und STRAFANZEIGEN
Ich behalte mir vor, Strafanzeige laut Straftatverdachtigungen, siehe Punkt 2, Seite 4 — 7,

3.1 nach Bundesgesetzen (Punkt 2.1 — 2.3) und Européischer Gesetzgebung (Punkt 2.4)
3.2 nach Vélkerrecht (Punkt 2.5 und 2.6)
gegen alle beteiligten Personen, Mitarbeiter, Verantwortlichen und

Vorgesetzte zu stellen, die diese Diskriminierung verursacht haben,
daran beteiligt waren oder an deren Unterlassung mitgewirkt haben.

Biirgerliches Gesetzbuch (BGB) § 830 Mittater und Beteiligte

(2) Haben mehrere durch eine gemeinschaftlich begangene unerlaubte
Handlung einen Schaden verursacht, so ist jeder fiir den Schaden
verantwortlich. Das Gleiche gilt, wenn sich nicht ermitteln I&sst, wer von
mehreren Beteiligten den Schaden durch seine Handlung verursacht hat.

(2) Anstifter und Gehilfen stehen Mittétern gleich.

Infolgedessen wird Strafanzeige mit Strafverfolgungsantrag mit Internationaler
Schadenersatzklage an den International Criminal Court (ICC) / Internationaler
Strafgerichtshof (IstGH) nach Vélkerstrafgesetzbuch (VStGB) mit namentlicher Angabe

aller beteiligten Personen, Mitarbeiter, Verantwortlichen und Vorgesetzte
gestellt, die diese Diskriminierung verursacht haben, daran beteiligt waren oder

an deren Unterlassung mitgewirkt haben.

Dies geschieht auf Grundlage der Rémischen Statuten vom 04. November 1950 /
17.Juli 1998 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten /
Fassung der Protokolle Nr. 11, 14 mit Zusatzprotokoll und Protokolle Nr. 4,6,7,12 und
13nachBK/O(51)56c.

4, HINWEIS auf
HAFTUNG und REMONSTRATIONSPFLICHT

Verantwortliche Beamten und Vorgesetzte tragen fur die Rechtmafigkeit ihrer dienstlichen
Handlungen hinsichtlich der Haftungsfolgen die volle persénliche Verantwortung, gemaf
§ 63 BBG und § 36 BstG und haften danach persdnlich mit ihrem Privatvermégen geman
§§ 179, 823, 826, 830, 839 BGB (Haftung bei Amtspflichtverletzung).

Jeder Mitarbeiter einer Behorde haftet persénlich fir das negative Interesse, wenn die
volkerrechtlich festgestellte Menschenrechtsverletzung in Folge der Remonstrationspflicht
nicht verhindert wird.
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5. ANLAGEN
BEWEISMITTEL zu meiner POSITIVEN REPUTATION
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6. SCHLUSSPLADOYER

Mit bestem Gewissen und den Informationen meines Arbeitgebers habe ich alle Angaben
bestmadglich korrekt und aufrichtig angegeben und wiinsche mir fiir die Zukunft in Frieden
und Gerechtigkeit meinen bisherigen Arbeitsauftrag im Schulbereich weiterhin zuverlassig,
professionell und padagogisch wertvoll fir meinen Arbeitgeber und zum weiteren Wohl der
jeweiligen Klienten zu erflllen.

Auch im Hinblick auf das “Image” meines couragierten Arbeitgebers méchte ich dies durch mein
neutrales Auftreten und meiner guten Arbeitsqualitat positiv mitgestalten.

Die Zusammenarbeit mit meinem Arbeitgeber erfolgte immer sehr gut und gegenseitig wertschatzend.

FUr mich steht nicht nur im Vordergrund, was ich machen “muss” sondern was ich dariber hinaus
machen “kann”, um mich zum Wohl und Gewinn aller und der Gesamtsituation fir Klient und
Einsatzort (Schule) einzubringen. Darin haben meine persénlichen und politischen

Einstellungen / Anschauungen nichts zu suchen. Warum auch?

Soziale Hilfsbereitschaft, Fleiss, Zuverlassigkeit, Engagement aber auch Toleranz,
demokratisches Rechtsverstandnis und objektive Gerechtigkeit sind fir mich grundsatzlich wichtig,
bin so selber erzogen worden und gestaltet sich auch mein Privatbereich im Umgang mit
Freunden und in der Offentlichkeit.

Ich bin absolut Uberzeugter Demokrat, idealistischer Humanist, glaube an die universellen,
unabhangig jeder Regierung, freiheitlich — demokratischen Rechtsgrundsatze, die soziale
Verantwortung eines Jeden von uns zum Schutze und Respekt jedes Lebens, und stehe klar und
deutlich dazu, dass ich diese aber in der heutigen Gesellschaft und realen Politik in meiner
eigenen Denkweise hinterfrage und ggf. kritisiere.

Im Hinblick von TOLERANZ und MEINUNGSFREIHEIT muss dies eine authentisch -
gerechte “Demokratie” einfach aushalten.

In einer Demokratie behalte ich mir meine Grundrechte vor, meine eigene gewaltfreie
Meinung haben zu diirfen und trage keine Verantwortung, wenn Mitmenschen bis heute nicht
verstehen, was “Demokratie” und “Toleranz” wirklich in der Tat und Praxis bedeuten.

Méchte dann aber auch nicht damit belastigt werden.

Meinen Arbeitsauftrag als Imageperson meines Arbeitgebers, aber auch Vorbild und schiitzende
Funktion von Klienten nehme ich sehr wichtig, vermittle lediglich demokratische Grundwerte, wenn
es die Arbeitssituation bei Konflikten mit Klienten bzw. mit seinem Umfeld ect. erfordert, fur die
Zukunft die Gesamtsituation erleichtert und dem positiven Lerneffekt zum einem sozialen
gerechten Charakter beitragt.

Das fragwiirdige Verhalten des Jugendamtes Augsburg ohne sachliche begriindete Vorwiirfe zum
Schutze des Klienten halte ich persénlich fiir eine sehr traurige Form von subjektiver Willkiir, Macht-
missbrauch, Intoleranz und zeugt flir mich weder von einem gerechten demokratischen Verstédndnisses
von Offenheit und Toleranz noch einem verantwortungsvollen Vorbildverhalten.

Denn ich habe mir arbeitsrechtlich absolut nichts vorzuwerfen.

Hochachtungsvoll
mit freundlichen Griissen

Augsburg, 02. August 2021

Seite 10 von 10



	Bürgerliches Gesetzbuch
	BGB § 823
	Schadensersatzpflicht
	(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Mitteilung über einen anderen macht oder übermittelt und ihn dadurch der in Absatz 1 bezeichneten Gefahr einer politischen Verfolgung aussetzt.
	(3) D e r V e r s u c h i s t s t r a f b a r .
	(4) Wird in der Anzeige, Verdächtigung oder Mitteilung gegen den anderen eine unwahre Behauptung aufgestellt oder ist die Tat in der Absicht begangen, eine der in Absatz 1 bezeichneten Folgen herbeizuführen, oder liegt sonst ein besonders schwerer Fall vor, so kann auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren erkannt werden.


